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Ergänzungsblätter zum Buch 

 
Tiroler Stadt- und Ortsbildschutzgesetz 2021 

3. Auflage 
 

Die Änderungen sind unterlegt 
 
 

Der Novellenspiegel ist zu ergänzen: 
 

LGBl. Nr. 51/2026 (Art. VII; RV 133/2026) 
 

 
 
§ 5 Abs. 1 hat zu lauten: 
 

 (1) Bei charakteristischen Gebäuden bedürfen einer Bewilligung: 
a)  der Zubau, 
b)  der Umbau und die sonstige Änderung, wenn dadurch für das Gebäude ty-

pische architektonische Elemente berührt werden, 
c)  andere bauliche Maßnahmen, wenn dadurch das äußere Erscheinungsbild 

des Gebäudes berührt wird, wie insbesondere: 
1.  die Anbringung und die wesentliche Änderung von Antennentragmas-

ten, sonstigen Außenantennenanlagen und Parabolantennen, 
2.  die Anbringung und die wesentliche Änderung von Werbeeinrichtungen 

mit Ausnahme von gesetzlich vorgeschriebenen Geschäfts- und Be-
triebsstättenbezeichnungen und damit im unmittelbaren Zusammen-
hang stehenden Ankündigungen, 

3.  die Anbringung und die wesentliche Änderung von Beleuchtungsein-
richtungen, Markisen, Verblendungen und dergleichen, 

4.  die Anbringung von Solarenergieanlagen sowie von Anlagen zur Küh-
lung oder Wärmegewinnung, 

5.  die Errichtung und die wesentliche Änderung von Ladepunkten oder 
Leitungsinfrastruktur für Elektromobilität, 

6. die Errichtung und die wesentliche Änderung von Fahrradabstellplät-
zen, 

7.  der Austausch von Fenstern, Außentüren und Toren, 
8.  die Instandsetzung, Änderung und Erneuerung von Fassaden, Fassa-

denanstrichen und Dacheindeckungen. 
 
 
§ 5 Abs. 4 hat zu lauten: 
 

 (4) § 52a Abs. 2 und 6 und § 52b Abs. 1 Tiroler Bauordnung 2022 sowie § 9a 
des Tiroler Elektrizitätsgesetzes 2012, LGBL. Nr. 134/2011, in der jeweils geltenden 
Fassung, sind sinngemäß anzuwenden. 
 
 
§ 17 Abs. 1 lit. d hat zu lauten: 
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d)  andere bauliche Maßnahmen an Gebäuden und sonstigen baulichen Anla-
gen, wenn dadurch deren äußeres Erscheinungsbild berührt wird, wie ins-
besondere: 
1.  die Anbringung und die wesentliche Änderung von Antennentragmas-

ten und sonstigen Außenantennenanlagen und Parabolantennen, 
2.  die Anbringung und die wesentliche Änderung von Werbeeinrichtungen 

mit Ausnahme von gesetzlich vorgeschriebenen Geschäfts- und Be-
triebsstättenbezeichnungen und damit im unmittelbaren Zusammen-
hang stehenden Ankündigungen, 

3.  die Anbringung und die wesentliche Änderung von Beleuchtungsein-
richtungen, Markisen, Fensterläden, Verblendungen und dergleichen, 

4.  die Anbringung von Solarenergieanlagen sowie von Anlagen zur Küh-
lung oder Wärmegewinnung, 

5.  die Errichtung und die wesentliche Änderung von Ladepunkten oder 
Leitungsinfrastruktur für Elektromobilität, 

6. die Errichtung und die wesentliche Änderung von Fahrradabstellplät-
zen, 

7.  der Austausch von Fenstern, Außentüren und Toren, 
8.  die Änderung und Erneuerung von Fassaden, Fassadenanstrichen und 

Dacheindeckungen; 
 
§ 19 Abs. 1 Einleitung hat zu lauten: 
 

 (1) Die Bewilligung in Schutzzonen ist, sofern es sich nicht um ein Vorhaben 
nach § 17 Abs. 1 lit. d Z 1 oder lit. g oder um die Anbringung von Solarenergiean-
lagen nach § 17 Abs. 1 lit. d Z 4 handelt, zu erteilen, wenn das Vorhaben unter 
Berücksichtigung der Grundsätze nach § 1 Abs. 3 das charakteristische Gepräge 
des geschützten Stadt- oder Ortsteiles bzw. der geschützten Gebäudegruppe nicht 
beeinträchtigt und wenn 
 
 
§ 21 Abs. 2 hat zu lauten: 
 

 (2) In der Bewilligung kann eine angemessene Frist für die Ausführung des 
Vorhabens festgelegt werden. § 37 der Tiroler Bauordnung 2022 für den Baube-
ginn und § 44 der Tiroler Bauordnung 2022 für die Bauvollendung sind sinngemäß 
anzuwenden. Für das Erlöschen der Baubewilligung ist § 35 der Tiroler Bauord-
nung 2022 mit der Maßgabe sinngemäß anzuwenden, dass im Falle eines Ab-
bruchs § 35 Abs. 8 letzter Satz der Tiroler Bauordnung 2022 nicht gilt. In die Fris-
ten für den Baubeginn und die Bauvollendung sind Zeiten eines Verfahrens vor 
dem Landesverwaltungsgericht, dem Verwaltungsgerichtshof und Verfassungsge-
richtshof nicht einzurechnen. 
 
 
§ 23 Abs. 2 hat zu lauten: 
 

 (2) In den Fällen des Abs. 1 hat die Baubehörde im Bauverfahren bzw. die Stra-
ßenbaubehörde im Verfahren zur Erteilung der Straßenbaubewilligung die §§ 19, 
20, 21 Abs. 1 und 22 Abs. 6, 7 und 8 mit anzuwenden. Die Unterlagen nach § 22 
Abs. 2 sind, soweit sie dem Bauansuchen oder dem Ansuchen um Erteilung der 
Straßenbaubewilligung nicht schon aufgrund der baurechtlichen bzw. straßen-
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rechtlichen Vorschriften anzuschließen sind, dem Ansuchen zusätzlich anzu-
schließen. 
 
 
§ 23a Abs. 3 hat zu lauten: 
 

 (3) § 52a Abs. 2 und 6 und § 52b Abs. 1 Tiroler Bauordnung 2022 sowie § 9a 
des Tiroler Elektrizitätsgesetzes 2012 sind sinngemäß anzuwenden. 
 
 
§ 32 Abs. 9 hat zu lauten: 
 

 (9) Die Befangenheitsgründe nach § 7 Abs. 1 Z 1 bis 3 des Allgemeinen Verwal-
tungsverfahrensgesetzes 1991, BGBl. Nr. 51/1991, zuletzt geändert durch das 
Gesetz BGBl. I Nr. 82/2025, sind auf die Mitglieder des Sachverständigenbeirates 
auch dann anzuwenden, wenn sie nicht als behördliche Organe in Verwaltungsver-
fahren tätig sind. 
 
 
§ 37 Abs. 3 hat zu lauten: 
 

 (3) Vor der Gewährung einer Förderung ist ein Gutachten des Sachverständi-
genbeirates, vor der Gewährung einer Förderung für eine Maßnahme nach § 5 
Abs. 1 lit. c oder § 17 Abs. 1 lit. d ein Gutachten des Vertreters der Gemeinde im 
Sachverständigenbeirat, einzuholen. 
 
 
§ 47 wurde in § 48 umbenannt und folgender § 47 eingefügt:: 
 

§ 47 
Umsetzung von Unionsrecht 

 

 Mit diesem Gesetz werden folgende EU-Richtlinien umgesetzt: 
1. Richtlinie (EU) 2018/2001 des Europäischen Parlaments und des Rates 

zur Förderung der Nutzung von Energie aus erneuerbaren Quellen, 
ABl. 2018 Nr. L 328, S. 82, zuletzt geändert durch die Richtlinie (EU) 
2023/2413, ABl. L, 2023/2413, 31.10.2023, 

2. Richtlinie (EU) 2024/1275 des Europäischen Parlaments und des Rates 
über die Gesamtenergieeffizienz von Gebäuden (Neufassung), ABl. L, 
2024/1275, 8.5.2024. 

 
 


